
 
 

1 
 

SATZUNG DES ONE DAY E.V 

Stand:  JULI 2025  

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr  

(1) Der Verein führt den Namen „ONE DAY e.V.“.  

(2) Er hat seinen Sitz in Aschaffenburg.  

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

 

§ 2 Zweck des Vereins  

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung (§§ 51 ff. AO).  

(2) Zweck des Vereins ist die Förderung von:  

der Entwicklungszusammenarbeit im Sinne der SDGs  

der Jugend-, Altenhilfe & Menschen mit Behinderung,  

Förderung und Aufklärung von Inklusion,  

des öffentlichen Gesundheitswesens und der öffentlichen Gesundheitspflege,  

der Bildung und Erziehung,  

der Gleichberechtigung von Frauen und Männern,  

von Kunst und Kultur,  

Aufklärung & Awareness  

der Hilfe für politisch, rassisch oder religiös Verfolgte, für Flüchtlinge und Vertriebene,  

des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnütziger Zwecke.  

 

(3) Der Verein verfolgt seine gemeinnützigen Zwecke sowohl im Inland als auch im 
Ausland. 
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(4) Die Förderung der unter (2) genannten Bereiche im In- und Ausland wird 
insbesondere verwirklicht durch:  

• Aufbau und Betrieb von Bildungs-, Schutz- und Gesundheitsprojekten  

• Arbeit an Schulen mit Workshops und Kooperationen  

• Durchführung von Workshops, Veranstaltungen und Aufklärungskampagnen,  

• Aufbau und Unterstützung gemeinnütziger Einrichtungen,  

• Zusammenarbeit mit nationalen und internationalen Hilfsorganisationen NGOs,  

• Betrieb eines Familiencafés mit Bildungs- und Begegnungsangeboten,  

• Durchführung von gemeinnützigem Merchandise-Verkauf zur Mittelbeschaffung.  

(5) Der Verein stellt sicher, dass die Mittelverwendung im Ausland den Anforderungen 
der Abgabenordnung entspricht und dokumentiert die Verwendung der Mittel sorgfältig. 
Vergleichbare Vergütungen in gemeinnützigen Organisationen  

Umfang und Verantwortung der Tätigkeit  

Budgetlage des Vereins  

 

 

§ 3 Selbstlosigkeit  

(1) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke.  

(2) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.  

(3) Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.  

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  

(5) Der Vorstand kann eine angemessene Vergütung für seine Tätigkeit erhalten. Über die 
Höhe einer über die Ehrenamtspauschale hinausgehenden Vergütung entscheidet die 
Mitgliederversammlung. Dabei sind Kriterien der Angemessenheit zu beachten, 
insbesondere:  

Die Vergütung ist bei Veränderungen durch einen unabhängigen Dritten (z. B. 
Steuerberater).  

zu überprüfen, (6) Die Mitgliederversammlung ist verpflichtet, Vergütungsregelungen 
sorgfältig zu prüfen und kann zur Unterstützung externe Beratung hinzuziehen. 3  
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(7) Der Verein ist berechtigt, zur Verwirklichung seiner Zwecke Tochtergesellschaften in 
Form einer GmbH, gGmbH oder anderen geeigneten Rechtsformen zu gründen oder 
sich an diesen zu beteiligen, sofern diese die gemeinnützigen Zwecke des Vereins 
unterstützen, deren Gewinne ausschließlich zur Förderung der satzungsmäßigen Ziele 
verwendet werden und unter Kontrolle des Vereins stehen. Darüber gelten folgende 
Maßgaben:  

a. Personelle oder sachliche Verflechtungen sind zu vermeiden. Hierunter fallen 
beispielsweise Doppelfunktionen mit Weisungs- und/oder Leitungsbefugnis bei 
gleichzeitiger Eigennützigkeit sowie Überlassung wesentliche Betriebsgrundlagen zur 
Nutzung durch den Verein an die Tochtergesellschaft oder Beteiligung.  

b. Alle Gewinne aus Beteiligungen oder Tochtergesellschaften sind dem Vereinszweck 
zuzuführen. Private Ausschüttungen sind nicht zulässig.  

c. Es ist durch geeignete Maßnahmen, wie z.B. Regelungen der Tochtergesellschaft oder 
Beteiligung sicherzustellen, dass eine regelmäßige Berichterstattung der 
Tochtergesellschaft oder Beteiligung über die Mittelverwendung und Tätigkeit an den 
Vorstand des Vereins erfolgt und der gemeinnützige Zweck nicht gefährdet wird.  

Die Unterscheidung zwischen wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb (§ 14 AO) und 
Zweckbetrieb (§ 65 AO) ist strikt zu beachten.  

 

§ 4 Mitgliedschaft  

(1) Mitglied kann jede natürliche oder juristische Person werden,  

 

die die Ziele des Vereins unterstützt.  

Über den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand.  

(3) Die Mitgliedschaft im Verein endet durch Tod (bei juristischen Personen mit deren 
Erlöschen), Austritt oder Ausschluss.  

(4) Der Austritt ist schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erklären. Der Austritt kann 
jederzeit erklärt werden.  

(5) Ein Mitglied kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aus dem Verein 
ausgeschlossen werden, wenn es 4  

 

a. schuldhaft das Ansehen oder die Interessen des Vereins in schwerwiegender Weise 
schädigt oder  
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b. mehr als drei Monate mit der Zahlung seiner Aufnahmegebühr oder seiner 
Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist und trotz schriftlicher Mahnung unter Androhung des 
Ausschlusses die Rückstände nicht eingezahlt hat. Dem Mitglied ist Gelegenheit zu 
geben, in der Mitgliederversammlung zu den Gründen des Ausschlusses Stellung zu 
nehmen. Diese sind ihm mindestens zwei Wochen vorher mitzuteilen.  

 

§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder (1) Jedes Mitglied hat das Recht, die 
Einrichtungen des Vereins zu nutzen und an gemeinsamen Veranstaltungen 
teilzunehmen. Jedes Mitglied hat gleiches Stimm- und Wahlrecht in der 
Mitgliederversammlung. (2) Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Interessen des Vereins zu 
fördern, insbesondere regelmäßig seine Mitgliedsbeiträge zu leisten und, soweit es in 
seinen Kräften steht, das Vereinsleben durch seine Mitarbeit zu unterstützen.  

(3) Aufnahmegebühr und Mitgliedsbeiträge  

a. Jedes Mitglied hat einen im Voraus fällig werdenden monatlichen/jährlichen 
Mitgliedsbeitrag zu entrichten.  

b. Die Höhe der Aufnahmegebühr und der Mitgliedsbeiträge wird von der 
Mitgliederversammlung festgelegt. Diese Beiträge können auch auf Null festgelegt 
werden.  

c. Ehrenmitglieder sind von der Aufnahmegebühr und den Mitgliedsbeiträgen befreit."  

 

§ 6 Organe des Vereins  

Die Organe des Vereins sind:  

a. die Mitgliederversammlung  

b. der Vorstand  

 

§ 7 Mitgliederversammlung  

(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. 5  

 

(2) Sie findet mindestens einmal jährlich statt.  

(3) Die Einladung erfolgt schriftlich (auch digital möglich) durch den Vorstand mit einer 
Frist von 14 Tagen und unter Angaben der Tagesordnung.  

(4) Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes Vereinsmitglied kann bis spätestens 
eine Woche vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich eine Ergänzung 



 
 

5 
 

der Tagesordnung beantragen. Über den Antrag entscheidet der Vorstand. Über Anträge 
zur Tagesordnung, die vom Vorstand nicht aufgenommen wurden oder die erstmals in 
der Mitgliederversammlung gestellt werden, entscheidet die Mitgliederversammlung mit 
der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder; dies gilt nicht für Anträge, die 
eine Änderung der Satzung, Änderungen der Mitgliedsbeiträge oder die Auflösung des 
Vereins zum Gegenstand haben.  

(5) Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn 
es das Interesse des Vereins erfordert oder wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder 
dies schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt.  

(6) Aufgaben der Mitgliederversammlung:  

- Wahl und Abwahl des Vorstands  

- Beschlussfassung über Satzungsänderungen  

- Entscheidung über Vergütungen des Vorstands  

- Genehmigung des Haushaltsplans  

- Entgegennahme des Jahresberichts  

- Entlastung des Vorstands  

 

§ 8 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung  

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden des Vorstands, bei dessen 
Verhinderung von seinem Stellvertreter und bei dessen Verhinderung von einem durch 
die Mitgliederversammlung zu wählenden Versammlungsleiter geleitet. 6  

 

(2) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Drittel aller 
Vereinsmitglieder anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand verpflichtet, 
innerhalb von vier Wochen eine zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen 
Tagesordnung einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.  

(3) Die Mitgliederversammlung beschließt in offener Abstimmung mit der Mehrheit der 
Stimmen der anwesenden Mitglieder. Kann bei Wahlen kein Kandidat die Mehrheit der 
Stimmen der anwesenden Mitglieder auf sich vereinen, ist gewählt, wer die Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat; zwischen mehreren Kandidaten ist eine 
Stichwahl durchzuführen. Beschlüsse über eine Änderung der Satzung bedürfen der 
Mehrheit von zwei Dritteln, der Beschluss über die Änderung des Zwecks oder die 
Auflösung des Vereins der Zustimmung von drei Vierteln der anwesenden Mitglieder.  
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(4) Über den Ablauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschlüsse ist ein 
Protokoll zu fertigen, das vom Protokollführer und vom Versammlungsleiter zu 
unterschreiben ist.  

§ 9 Vorstand  

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen und einem Kassenwart. Er hat 
insbesondere folgende Aufgaben:  

a. die Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlungen einschließlich der 
Aufstellung der Tagesordnung,  

b. die Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung,  

c. die Verwaltung des Vereinsvermögens und die Anfertigung des Jahresberichts,  

d. die Aufnahme neuer Mitglieder.  

(2) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren 
gewählt. Wiederwahl ist möglich. 7  

 

 

eine/n Protokollführer/in benennt,  

innerhalb von 7 Tagen an alle Vorstandsmitglieder versendet wird,  

in Textform bestätigt werden muss (z. B. per E-Mail, Messenger).  

 

 

(3) Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins.  

(4) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch zwei Vorstandsmitglieder 
gemeinsam vertreten.  

(5) Vorstandsbeschlüsse können auch im Umlaufverfahren, telefonisch oder digital (z. B. 
per E-Mail oder Videokonferenz) gefasst werden, sofern alle Mitglieder beteiligt werden.  

Zur Dokumentation ist ein Protokoll zu erstellen, das:  

(6) Die Mitglieder des Vorstands haften dem Verein gegenüber nur für Schäden, die 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht wurden. Eine Haftung für einfache 
Fahrlässigkeit ist ausgeschlossen. Der Verein stellt die Vorstandsmitglieder im 
Innenverhältnis von Ansprüchen Dritter frei, soweit diese nicht auf vorsätzlichem oder 
grob fahrlässigem Verhalten beruhen  
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§ 10 Auflösung des Vereins  

(1) Die Auflösung kann nur in einer eigens zu diesem Zweck einberufenen 
Mitgliederversammlung mit ¾-Mehrheit beschlossen werden.  

(2) Bei Auflösung oder Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des 
Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere 
steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für die Förderung von Bildung, 
Gesundheit oder Kinderrechten.  

§ 11 Inkrafttreten  

(1) Diese Satzung wurde in der Mitgliederversammlung vom 17.11.2025 beschlossen 
und tritt mit Eintragung ins Vereinsregister in Kraft. 


